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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 30.— 


(Nr. 10632.) Geſetz, betreffend die Abänderung einzelner Beſtimmungen des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865/1892. Vom 14. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: g 


Artikel J. 


Die nachſtehend bezeichneten Vorſchriften des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865/1892 werden, wie folgt, abgeändert: 

J. § 80b Ziffer 3 erhält folgende Faſſung: 
„über Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung, über das 
Verfahren zur Feſtſtellung des bei der Lohnberechnung zu berück— 
ſichtigenden Teiles ungenügend oder vorſchriftswidrig beladener 
Fördergefäße und über die Überwachung dieſes Verfahrens durch 
Vertrauensmänner der Arbeiter (§ 80 6 Abſ. 2), ſowie über die 
Vertreter des Bergwerksbeſitzers bei dieſem Verfahren und über 
den gegen die Feſtſtellung des Lohnanteils zuläſſigen Beſchwerdeweg.“ 

2. § 80e Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Genügend und vorſchriftsmäßig beladene Fördergefäße bei 
der Lohnberechnung in Abzug zu bringen, iſt verboten. Ungenügend 
oder vorſchriftswidrig beladene Fördergefäße müſſen inſoweit an⸗ 
gerechnet werden, als ihr Inhalt vorſchriftsmäßig iſt. Der 
Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet zu geſtatten, daß die Arbeiter 
auf ihre Koſten durch einen aus ihrer Mitte von dem ſtändigen 
Arbeiterausſchuß oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, von ihnen 
gewählten Vertrauensmann das Verfahren bei Feſtſtellung der 
ungenügenden oder vorſchriftswidrigen Beladung und des bei der 
Lohnberechnung anzurechnenden Teiles der Beladung überwachen 
laſſen. Durch die Überwachung darf eine Störung des Betriebs 
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nicht herbeigeführt werden; bei Streitigkeiten hierüber trifft auf 
Beſchwerde des Vertrauensmanns die Bergbehörde die ent⸗ 
ſprechenden Anordnungen. Der Vertrauensmann bleibt im Arbeits⸗ 
verhältniſſe des Bergwerkes. Mit der Beendigung desſelben erliſcht 
ſein Amt. Der Bergwerksbeſitzer iſt ferner verpflichtet, den Lohn 
des Vertrauensmanns auf Antrag des ſtändigen Arbeiteraus⸗ 
ſchuſſes oder der Mehrzahl der beteiligten Arbeiter vorſchußweiſe zu 
zahlen. — Er iſt berechtigt, den vorſchußweiſe . Lohn den 
beteiligten Arbeitern bei der Lohnzahlung in Abzug zu bringen.“ 

3. $ 804 Abſ. 1 erhält hinter dem zweiten Satze folgenden Zuſatz: 
„; die im Laufe eines Kalendermonats gegen einen Arbeiter wegen 
ungenügender oder vorſchriftswidriger Beladung von Fördergefäßen 
verhängten Geldſtrafen dürfen in ihrem Geſamtbetrage fünf Mark 
nicht überſteigen.“ 

4. § 80d Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Alle Strafgelder müſſen zum Beſten der Arbeiter des Berg⸗ 
werkes verwendet werden. Wenn für das Bergwerk ein ſtändiger 
Arbeiterausſchuß vorgeſchrieben iſt, müſſen die Strafgelder einer 
Unterſtützungskaſſe zu Gunſten der Arbeiter überwieſen werden, an 
deren Verwaltung der ſtändige Arbeiterausſchuß mit der Maßgabe 
beteiligt ſein muß, daß den von den Arbeitern gewählten Mit⸗ 
gliedern mindeſtens die Hälfte der Stimmen zuſteht. Die Grund⸗ 
ſätze für die Verwendung und Verwaltung müſſen nach Anhörung 
der volljährigen Arbeiter oder des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes 
in der Arbeitsordnung oder in beſonderen Satzungen feſtgelegt 
werden. Eine Überſicht der Einnahmen und Ausgaben und des 
Vermögens dieſer Kaſſe iſt alljährlich in einer vom Oberbergamte 
vorgeſchriebenen Form aufzuſtellen und dieſem, nachdem ſie zwei 
Wochen durch Aushang zur Kenntnis der Belegſchaft gebracht iſt, 
einzureichen.“ 

5. § 80d Abſ. 3 Satz 2 erhält in feinen Eingangsworten folgende Faſſung: 

„Mit Zuſtimmung des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes“ uſw. 

6. § 80 f erhält folgende Faſſung: 

(Abſ. 1.) „Auf denjenigen Bergwerken, auf welchen in der 
Regel mindeſtens 100 Arbeiter beſchäftigt werden, muß ein 
ſtändiger Arbeiterausſchuß vorhanden ſein. Ihm liegt es ob, 
darauf hinzuwirken, daß das gute Einvernehmen innerhalb der 
Belegſchaft und zwiſchen der Belegſchaft und dem Arbeitgeber 
erhalten bleibt oder wiederhergeſtellt wird. 

(Abſ. 2.) Der ſtändige Arbeiterausſchuß hat die in den $$ 80e 
Abſ. 2, 80d Abſ. 2, 3 und 80g Abſ. 1 bezeichneten Aufgaben. 
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Durch die Arbeitsordnung können ihm noch weitere Aufgaben 
zugewieſen werden. Außerdem hat er Anträge, Wünſche und Be⸗ 
ſchwerden der Belegſchaft, die ſich auf die Betriebs- und Arbeits⸗ 
verhältniſſe des Bergwerkes beziehen, zur Kenntnis des Bergwerks- 
beſitzers zu bringen und ſich darüber jr äußern. 

(Abſ. 3.) Ein Arbeiterausſchuß, der ſeine im Abſ. 2 begrenzte 
Zuſtändigkeit überſchreitet, kann nach fruchtloſer Verwarnung auf⸗ 
geölt werden. Die Auflöfung erfolgt durch das Oberbergamt. 

ach wiederholter Auflöſung kann das Oberbergamt für das 

betroffene Bergwerk die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 1 auf die 
Dauer von höchſtens einem Jahre außer Kraft ſetzen. 

(Abſ. 4.) Als ſtändige Arbeiterausſchüſſe im Sinne des 
Geſetzes gelten nur: 

1. die Vorſtände der für die Arbeiter eines Bergwerkes be- 
ſtehenden Krankenkaſſen oder anderer für die Arbeiter des 
Bergwerkes beſtehender Kaſſeneinrichtungen, deren Mitglieder 
in ihrer Mehrheit von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu 
wählen find, ſofern fie als ſtändige Arbeiterausſchüſſe be- 
ſtellt werden; 

2. die Knappſchaftsälteſten von Knappſchaftsvereinen und Knapp⸗ 
ſchaftskrankenkaſſen, welche nur die Betriebe eines Bergwerks⸗ 
beſitzers umfaſſen, ſofern fie aus der Mitte der Arbeiter 
gewählt find und als ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden ; 

3. die bereits vor dem 1. Januar 1892 errichteten ſtändigen 
Arbeiterausſchüſſe, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von 
den Arbeitern aus ihrer Mitte gewählt werden; 

4. ſolche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von 
den Arbeitern des Bergwerkes, der betreffenden Betriebs— 
abteilung oder der mit dem Bergwerke verbundenen Betriebs⸗ 
anlagen aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer 
Wahl gewählt werden. Die Wahl der Vertreter kann auch 
nach Arbeiterklaſſen oder nach beſonderen Abteilungen des 
Betriebs erfolgen. Die Verhältniswahl iſt zuläſſig. 

Zur Wahl berechtigt ſind nur volljährige Arbeiter, welche 
ſeit Eröffnung des Betriebs oder mindeſtens 1 Jahr un⸗ 
unterbrochen auf dem Bergwerke gearbeitet haben. Die 
Vertreter müſſen mindeſtens 30 Jahre alt ſein und ſeit der 
Eröffnung des Betriebs oder mindeſtens 3 Jahre ununter- 
brochen auf dem Bergwerke gearbeitet haben. Wähler und 
Vertreter müſſen die bürgerlichen Ehrenrechte und die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſitzen, die Vertreter überdies der deutſchen 
Sprache mächtig ſein. 

Die Zahl der Vertreter ſoll mindeſtens 3 betragen. 
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Die Arbeiterausſchüſſe find mindeſtens alle 5 Jahre neu 
zu wählen. Der Wahltermin iſt vier Wochen vor der Wahl 
bekannt zu geben. 

Das Amt eines Vertreters erliſcht, ſobald er aus dem 
Arbeitsverhältnis ausſcheidet oder eine andere Vorausſetzung 
der Wählbarkeit verliert. 

Die Bergbehörde hat darüber zu wachen, daß die 
ſtändigen Arbeiterausſchüſſe ſtets vorſchriftsmäßig beſetzt ſind 
und daß die erforderlich werdenden Neuwahlen ſchleunigſt 
erfolgen. Über die Gültigkeit einer Wahl und über das 
Erlöſchen des Amtes eines Mitglieds eines ſtändigen Arbeiter— 
ausſchuſſes entſcheidet das Oberbergamt. - 

Über die Organifation, Wahl, Zuſtändigkeit und Ge 
ſchäftsführung des ſtändigen Arbeiterausſchuſſes find in der 
Arbeitsordnung oder in beſonderen Satzungen nähere Be— 
ſtimmungen zu treffen.“ 

7. Hinter § 80 f wird folgender § 80 fa eingeſchaltet: 

Die in den Arbeitsordnungen oder in beſonderen Satzungen 
enthaltenen Beſtimmungen über die Verwendung der Strafgelder 
und die Verwaltung der Unterſtützungskaſſen ſowie über die 
Organiſation, Wahl, Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung des 
ſtändigen Arbeiterausſchuſſes unterliegen der Genehmigung des 
Oberbergamts. Die Genehmigung darf nur verſagt werden, wenn 
die Beſtimmungen gegen die Geſetze verſtoßen. 

8. § 80g erhält folgende Faſſung: 

(Abſ. 1.) „Vor dem Erlaſſe der Arbeitsordnung oder eines 
Nachtrags zu derſelben iſt auf denjenigen Bergwerken, für welche 
ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, dieſer über den Inhalt der 
Arbeitsordnung oder des Nachtrags zu hören; auf den übrigen 
Bergwerken iſt den volljährigen Arbeitern Gelegenheit zu geben, 
ſich über den Inhalt der Arbeitsordnung oder des Nachtrags zu äußern. 

(Abſ. 2.) Die Arbeitsordnung, ſowie jeder Nachtrag zu der⸗ 
ſelben, iſt unter Mitteilung der ſeitens des Arbeiterausſchuſſes 
oder der Arbeiter geäußerten Bedenken, ſoweit die Außerungen 
ſchriftlich oder zu Protokoll erfolgt ſind, binnen drei Tagen nach 
dem Erlaß in zwei Ausfertigungen, unter Beifügung der Er⸗ 
klärung, daß und in welcher Weiſe der Vorſchrift des Abſ. 1 
genügt iſt, der Bergbehörde einzureichen. 

(Abſ. 3.) Die Arbeitsordnung iſt an geeigneter, allen be⸗ 
teiligten Arbeitern zugänglicher Stelle auszuhängen. Der Aus- 
hang muß ſtets in lesbarem Zuſtand erhalten werden. Die 
Arbeitsordnung iſt jedem Arbeiter bei ſeinem Eintritt in die Be— 
ſchäftigung zu behändigen.“ 
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Artikel II. i 
Am Schluſſe des dritten Abſchnitts des dritten Titels des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865/1892 werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 


§ 93a. 

Für die Arbeitszeit der in Steinkohlenbergwerken unterirdiſch beſchäftigten 
Arbeiter gelten, unbeſchadet der den Bergbehörden in den $$ 196 bis 199 bei- 
gelegten Befugnis zum Erlaſſe weitergehender Anordnungen, die Vorſchriften der 
$$ 93 b, 93e und 93e. 

$ 93b. 

(Abſ. 1.) Die regelmäßige Arbeitszeit darf für den einzelnen Arbeiter 
durch die Ein- und Ausfahrt nicht um mehr als ½ Stunde verlängert werden. 
Ein etwaiges Mehr der Ein- und Ausfahrt iſt auf die Arbeitszeit anzurechnen. 
Eine Verlängerung der Arbeitszeit, welche zur Umgehung der vorſtehenden Be— 
ſtimmungen erfolgt, iſt unzuläſſig. 

(Abſ. 2.) Als Arbeitszeit gilt die Zeit von der Beendigung der Seilfahrt 
bis zu ihrem Wiederbeginne. 

93e. 

(Abſ. 1.) Für Arbeiter, welche an Betriebspunkten, an denen die gewöhn- 
liche Temperatur mehr als + 28 Grad Celſius beträgt, nicht bloß vorübergehend 
beſchäftigt werden, darf die Arbeitszeit 6 Stunden täglich nicht überſteigen. 

(Abſ. 2.) Als gewöhnliche Temperatur gilt diejenige Temperatur, welche 
der Betriebspunkt bei regelmäßiger Belegung und Bewetterung hat. 


§ 93d. 

(Abſ. 1.) Es darf nicht geftattet werden, an Betriebspunkten, an denen 
die gewöhnliche Temperatur mehr als + 28 Grad Celſius beträgt, Über- oder 
Nebenſchichten zu verfahren. 

(Abſ. 2.) Vor dem Beginn ſowohl einer regelmäßigen Schicht als einer 
Nebenſchicht muß für den einzelnen Arbeiter eine mindeſtens achtſtündige Ruhe- 
zeit liegen. 

§ 93e. 

Auf jedem Bergwerke müſſen Einrichtungen vorhanden ſein, welche die 
Feſtſtellung der Zahl und Dauer der von den einzelnen Arbeitern in den letzten 
zwölf Monaten verfahrenen Über- und Nebenſchichten ermöglichen. 


Artikel III. 
Im achten Titel des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865/1892 
werden hinter den $$ 192 und 194 folgende neue Paragraphen eingeſchaltet: 


$ 192a. 
(Abſ. 1.) Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts in den Fällen des 
$ 8of Abſ. 3 und Abſ. 4 Ziffer 4 findet innerhalb zwei Wochen von der Zu- 
ſtellung an die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bezirksausſchuſſe 


. 


ſtatt. Die Anrufung des Bezirksausſchuſſes ſteht dem Bergwerkseigentümer, ſeinem 
Stellvertreter und in den Fällen des § 80 f Abſ. 3 den durch die Entſcheidung 
betroffenen, in den übrigen Fällen des § 80 f den wahlberechtigten Arbeitern zu. 

(Abſ. 2.) Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts auf Grund des 
§ 197 Abſ. 1 findet innerhalb zwei Wochen von der Zuſtellung an die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bergausſchuſſe ſtatt. 

(Abſ. 3.) Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes ſowie des Berg— 
ausſchuſſes iſt das Rechtsmittel der Reviſion bei dem Oberverwaltungsgerichte 
gegeben. 

194 a. 

(Abſ. 1.) Bei dem Oberbergamte beſteht für deſſen Bezirk der Bergausſchuß; 
er iſt für diejenigen Angelegenheiten zuſtändig, welche feiner Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren geſetzlich überwieſen ſind. 

(Abſ. 2.) Der Bergausſchuß beſteht aus Abteilungen. Für jede Provinz, 
in der innerhalb des Oberbergamtsbezirkes Bergbau umgeht, beſteht eine Abteilung. 
Jede Abteilung des Bergausſchuſſes beſteht aus dem Berghauptmanne, bei Ver- 
hinderung des Berghauptmanns deſſen amtlichen Stellvertreter als Vorſitzenden 
und aus 6 Mitgliedern. Zwei dieſer Mitglieder werden ernannt, und zwar aus 
den Mitgliedern des Oberbergamts durch den Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Die Ernennung erfolgt auf die Dauer des Hauptamts. In gleicher Weiſe ev 
folgt die Ernennung je eines Stellvertreters. 

(Abſ. 3.) Der Vorſitzende und, ſofern nicht für die verſchiedenen Ab: 
teilungen beſondere Ernennungen erfolgen, die ernannten Mitglieder gehören allen 
Abteilungen an. 

(Abſ. 4.) Die 4 anderen Mitglieder werden für jede Abteilung aus den 
Einwohnern der Provinz, für welche die Abteilung beſteht, durch den Provinzial— 
ausſchuß gewählt. Eines dieſer Mitglieder muß einem Oberlandesgerichte der 
Provinz angehören. 

(Abſ. 5.) In gleicher Weiſe wählt der Provinzialausſchuß 4 Stellvertreter, 
über deren Einberufung das Geſchäftsregulativ beſtimmt. 

(Abſ. 6.) Wählbar iſt mit Ausnahme des Oberpräſidenten, der Regierungs⸗ 
präſidenten, der ſtaatlichen Bergbeamten, der Vorſteher Königlicher Polizeibehörden, 
der Landräte und der Beamten des Provinzialverbandes jeder zum Provinzial 
landtage wählbare Angehörige des Deutſchen Reichs. 

(Abſ. 7.) Auf den Bergausſchuß und feine Mitglieder finden die $$ 11, 
12, 32 bis 34 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Gejeg-Samml. S. 195) und auf das Verfahren der I. und II. Abſchnitt des 
dritten Titels im gleichen Geſetze mit der Maßgabe ſinngemäße Anwendung, daß 
der Bergausſchuß an die Stelle des Bezirksausſchuſſes, der Berghauptmann an 
die Stelle des Regierungspräſidenten und der Miniſter für Handel und Gewerbe 
an die Stelle des Miniſters des Innern tritt. 

(Abſ. 8.) In den Hohenzollernſchen Landen kommen die vorſtehenden Be— 
ſtimmungen mit der Maßgabe zur Anwendung, daß die zu wählenden Mitglieder 
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von dem Landesausſchuß aus der Zahl der zum Kommunallandtage wählbaren 
Angehörigen des Landes-Kommunalverbandes gewählt werden und daß auch die 
Oberamtmänner und die Beamten des Landes⸗Kommunalverbandes von der 
Wählbarkeit ausgeſchloſſen ſind. 


Artikel IV. 
Im erſten Abſchnitte des neunten Titels des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865/1892 wird § 197, wie folgt, geändert: 

1. der zweite Satz des Abſ. 1 wird durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 
„Sie ſind verpflichtet zu prüfen, ob mit Rückſicht auf die den 
Geſundheitszuſtand der Arbeiter beeinfluſſenden Betriebsverhältniſſe 
eine Feſtſetzung der Dauer, des Beginns und des Endes der 
täglichen Arbeitszeit geboten iſt. Gegebenenfalls trifft das Ober- 
bergamt nach Anhörung des Geſundheitsbeirats die hierzu er- 
forderlichen Feſtſetzungen für den Oberbergamtsbezirk oder Teile 
desſelben und erläßt die zur Durchführung erforderlichen An- 
ordnungen. Aus beſonderen Gründen können einzelne Bergwerke 
auf ihren Antrag durch das Oberbergamt von der Beobachtung 
dieſer Vorſchriften gänzlich oder teilweiſe, dauernd oder zeitweiſe 
entbunden werden.“ 

2. hinter Abſ. 2 wird folgender neuer Abſatz eingeſchaltet: 

Der Geſundheitsbeirat wird für den Umfang des Oberberg⸗ 
amtsbezirkes gebildet und beſteht aus dem Berghauptmann als 
Vorſitzenden und 4 Beiſitzern, die zu gleichen Teilen aus der Zahl 
der Bergwerksbeſitzer oder ihrer Stellvertreter und der Zahl der 
aus den Arbeitern gewählten Knappſchaftsälteſten zu entnehmen 
find. Die Auswahl der Beiſitzer erfolgt durch den Provinzial- 
ausſchuß derjenigen Provinz, in der ſich der Sitz des Ober— 
bergamts befindet. An den Verhandlungen des Geſundheits— 
beirats nimmt ein vom Oberbergamte zu berufender Knappſchafts⸗ 
arzt mit beratender Stimme teil. 


Artikel V. 
Der dritte Abſchnitt des neunten Titels des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865/1892 wird, wie folgt, geändert: 
1. Im § 207b werden hinter den Worten 
„für welches eine Arbeitsordnung ($ 80 a)“ 
die Worte eingeſchaltet: 
„oder der im § 80f vorgeſchriebene ſtändige Arbeiterausſchuß “. 
2. Im § 207e Ziffer 1 kommt das Wort 
„Lohnabzüge“ 
in Wegfall. 
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3. Hinter $ 20 7e werden folgende Vorſchriften eingeſchaltet: 
§ 207f. 
Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark und im Unvermögens— 


falle mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten wird beſtraft, wer den 
Vorſchriften der $$ 93 b, 93e, 93 d zuwiderhandelt. 


§ 207g. 
Mit Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark, im Un⸗ 
vermögensfalle mit Haft, wird beſtraft, wer es unterläßt, der 
durch § 93e für ihn begründeten Verpflichtung nachzukommen. 


Artikel VI. 
Schluß⸗ und Abergangsvorſchriften. 

Die durch dies Geſetz erforderlich werdenden Abänderungen der Arbeits- 
ordnungen müſſen ſpäteſtens drei Monate, die Einrichtung der ſtändigen Arbeiter- 
ausſchüſſe muß ſpäteſtens vier Monate nach dem Inkrafttreten des Geſetzes er— 
folgt ſein. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Handel und 
Gewerbe beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Gefle, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 14. Juli 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
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